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schen Konzepte, mit denen eine Gleichstellung auf EU-Ebene vor-
angetrieben werden könnte, diskutierten fünf Kandidatinnen für die 
Europawahl 2009 auf der Veranstaltung „Frauen für Europa – Eur-
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zwd Berlin. Auf den Vorstandsetagen der Wirtschaft regieren fast 
700 Manager unter sich. Mit der höheren Börsenplatzierung eines 
Unternehmens schrumpft zudem der Frauenanteil im Vorstand, er-
läuterte Marion Weckes von der Hans-Böckler-Stiftung. Die brisan-
ten Ergebnisse ihrer aktuellen Studie „Geschlechterverteilung in Vor-
ständen und Aufsichtsräten“ hat sie in einem Gastbeitrag für den 
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Geschlecht nach wie vor keine 
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Blickpunkt

Afghanisches Ehegesetz
missachtet Grundrechte 

zwd Berlin (jz). Die Regierung in Af-
ghanistan hat nach internationalen Pro-
testen das umstrittene Ehegesetz vor-
erst zurückgezogen. Neben der Bun-
desregierung reagierten unter anderem 
Frankreich, die USA, UN-VertreterIn-
nen und Menschenrechtsorganisatio-
nen entsetzt auf die geplante Verord-
nung, welche unter anderem den Ge-
schlechtsverkehr der Eheleute regelt. 
Nach Angaben des afghanischen Au-
ßenministers wurde die Veröffentli-
chung aufgehalten, um „eine juristische 
Überprüfung einzuleiten“. Dies lässt 
der Regierung weiterhin die Möglich-
keit offen, die Verordnung doch noch 
umzusetzen. Der führende schiitische 
Geistliche in Afghanistan, Mohammad 
Asif Mohseni, verteidigte das erst kürz-
lich von Präsident Karzai unterzeich-
nete Gesetz, in welchem es in Artikel 
132 heißt: „Die Frau ist verpfl ichtet, den 
sexuellen Bedürfnissen ihres Mannes 
jederzeit nachzukommen“. Wenn der 
Mann nicht auf Reisen sei, habe er min-
destens jede vierte Nacht das Recht auf 
Sex. Weiter steht in Artikel 133, dass 
Ehemänner ihre Frauen von jeder „un-
nötigen Beschäftigung“ abhalten kön-
nen und dass die Erlaubnis des Man-
nes eingeholt werden muss, wenn die 
Frau das Haus verlassen will. 

Um das Frauen verachtende Ge-
setz zu verhindern, fordert die Frauen-
rechtsorganisation „Medica Mondi-
ale“ eine Erhöhung des öffentlichen 
Drucks. In Diplomatiekreisen wird in-
des vor diesem Vorgehen gewarnt. 
Grundsätzlich dürfe die nationale Au-
torität der afghanischen Regierung 
nicht untergraben werden. Auch US-
Präsident Barack Obama plädiert für 
einen sensiblen Umgang der interna-
tionalen Gemeinschaft mit den kultu-
rellen Besonderheiten in Afghanistan. 
Gleichwohl lässt er die dortigen Men-
schenrechtsverletzungen nicht un-
kommentiert: Die Kultur Afghanistans 
müsse auch für Grundrechte eintreten. 
Der Respekt für Frauen und ihre Frei-
heit und Integrität sei ein solch grund-
legendes Prinzip. 

Die Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des verfehle ihre Aufgabe, wenn sie sich 
gegen einen Diskriminierungsschutz 
durch Gesetz ausspreche, warnte der 
djb. Nach seiner Auffassung schützt das 
geltende AGG nur unzureichend vor Dis-
kriminierung. Nicht einmal die geltenden 
EU-Antidiskriminierungsrichtlinien seien 
darin vollständig umgesetzt worden. In-
dividualklagen böten schon deswegen 
nur selten einen wirksamen Schutz, 
weil Diskriminierte weiterhin Beweispro-
bleme hätten und tatsächlich abschre-
ckende Sanktionen fehlten. Nach wie 
vor werden insbesondere Frauen we-
gen ihres Geschlechts im Erwerbsleben 
diskriminiert. Gleichwohl gibt es vor den 
Arbeitsgerichten nur wenige Klagen. 

„Um wirkungsvoll klagen zu können, 
brauchen Diskriminierte eine volle Be-
weislastumkehr sowie abschreckende 
Sanktionen im Fall einer gerichtlich fest-
gestellten Diskriminierung“, forderte 
Wagner. Der Individualklage sollte zu-
dem eine Verbandsklage an die Seite 
gestellt werden, ergänzte sie. 

Nur 34 Prozent kennen AGG
Die Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des stelle sich selbst ein Armutszeug-
nis aus, kommentierte die frauenpoliti-
sche Sprecherin der Grünen-Bundes-
tagsfraktion, Irmingard Schewe-Gerigk, 
die Studienergebnisse. „Nur 34 Prozent 
der Befragten kennen das Allgemeine

Sinus-Milieustudie zu Diskriminierung im Alltag

djb: Gleichbehandlungsgesetz
muss verbessert werden

Akzeptanz für Antidiskriminierungsmaßnahmen in der Wirtschaft

Quelle: Sinus Sociovsion, 2008

Aktuelles

zwd Berlin (tag/jz). Anlässlich der veröffentlichten Sinus-Milieustudie 
zu Diskriminierung im Alltag hat der Deutsche Juristinnenbund (djb) am 
6. April Verbesserungen beim Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz (AGG) gefordert. Scharfe Kritik übte djb-Präsidentin Jutta Wag-
ner an der Aussage der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, dass 
sich aus dieser Studie kein gesetzlicher Regelungsbedarf ableite. 

Fortsetzung auf Seite 3
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Gleichbehandlungsgesetz“, kritisierte 
sie. Es gebe daher viele falsche Vorstel-
lungen über die reale Situation bei Dis-
kriminierungen in Deutschland ebenso 
wie über die bestehende Gesetzes-
lage. 

Großer Teil der Befragten für 
Maßnahmen in der Wirtschaft
Quer durch die verschiedenen Sozi-
almilieus glauben die Befragten der 
neuen Sinus-Milieustudie, dass Frauen 
in Deutschland immer noch benachtei-
ligt sind. Um in der Arbeitswelt gleiche 
Bezahlung und bessere Karrierechan-
cen für Frauen zu erreichen, befürwor-
tet ein großer Teil der Studienteilnehme-
rInnen sogar gezielte Gleichstellungs-
maßnahmen (s. Tabelle, S. 2). Obwohl 
Chancengleichheit als Basis für den 
wirtschaftlichen und politischen Erfolg  
betrachtet wird, äußern die meisten der 
Befragten jedoch deutliches Misstrauen 
gegenüber den Gleichstellungsbemü-
hungen von Unternehmen. 

Die Sinus-Milieus gruppieren Men-
schen, die sich in ihrer Lebensweise 
und -auffassung ähneln. „Es gibt im Be-
zug auf Diskriminierung nicht die eine 
Sichtweise, sondern ein breites Spek-
trum an Verhaltens- und Erlebniswei-
sen, die den Alltag beeinfl ussen“, er-
klärte Berthold Bodo Flaig, Geschäfts-
führer der Forschungsgruppe Sinus So-
ciovision. Deshalb sei es von besonde-
rer Bedeutung gewesen, das seit den 
1980er Jahren etablierte Verfahren der 
„Sozialmilieuanalyse“ zu verwenden, 
welches statistische Analysen nach so-
zialen Gruppen sortiert. Für die Gleich-
stellung von Frauen gebe es zwar eine 
breite Akzeptanz in der Bevölkerung, 
jedoch seien einige Milieus weniger 
aufgeschlossen als andere. Während 
die Gruppen der „modernen Unter-
schicht“ und der „gebildeten Elite“ ei-
ner generellen Gleichstellungspolitik 
wohlwollend gegenüber stehen, emp-
fi nden die Milieus der „Konservativen“ 
und „Traditionsverwurzelten“ die vor-
handenen Ungleichheiten weniger pro-
blematisch.

Die Studie im Internet: 
www.antidiskriminierungsstelle.de 

Bundestag

Frauenausschuss im Bundestag

Fraktionen einig über besseren  
Schutz für behinderte Frauen 
zwd Berlin (tag). Im Frauenausschuss des Bundestages ist am 25. 
März der Antrag der Koalitionsfraktionen „Frauen und Mädchen mit 
Behinderungen vor Gewalt schützen“ (Drs. 11775) von SPD, CDU/
CSU und der Linken angenommen worden. Alle Fraktionen waren 
sich darüber einig, dass neben mehr Schutz vor Gewalt auch auf 
eine bessere Prävention hingewirkt werden müsse. 
Die bereits geplante Untersuchung  
über Ausmaß und Umfang von Gewalt 
gegen Frauen mit Be-
hinderungen müsse 
von der Bundesre-
gierung „schnellst-
möglich“ in Auftrag 
gegeben werden, lau-
tet eine der zentralen 
Forderungen des Antrags (s. Kasten). 
Vorgesehen ist neben einer repräsen-
tativen Erfassung von Gewalt gegen 
behinderte Frauen die Erforschung 
der besonderen Problemlagen. Die für 
eine Dauer von drei Jahren angelegte 
Untersuchung soll sich auf den häusli-
chen, berufl ichen und öffentlichen Be-
reich sowie die ambulanten und stati-

Zentrale Forderungen im Überblick: 

 Die Bundesregierung wird aufgefordert, die geplante Studie zum Ausmaß und Um-
fang von Gewalt gegen Frauen und Mädchen mit Behinderungen unter Berück-
sichtigung der Gewalt- und Täterstruktur sowie Tatumstände schnellstmöglich in 
Auftrag zu geben, und dem Parlament einen Zwischenbericht vorzulegen.

 Menschen mit Behinderungen beiderlei Geschlechts sollen im Rahmen von Sexu-
alerziehung bzw. Sexualaufklärung über sexuellen Übergriffe aufgeklärt sowie die 
von Sexualgewalt Betroffenen über Wege und Möglichkeiten der Aufklärung und 
Bewältigung bzw. Aufarbeitung informiert werden.

 Es gilt, die Öffentlichkeit durch geeignete Kampagnen, Projekte oder andere Maß- 
nahmen für das Thema „Gewalt gegen Frauen und Mädchen mit Behinderungen“ 
zu sensibilisieren.

  Für Personen, die Menschen mit Behinderungen professionell betreuen und für 
Sozialarbeiterinnen und -arbeiter sowie für Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten muss ein Leitfaden zum Umgang mit sexuellen Übergriffen gegen Men-
schen mit Behinderungen erstellt und entsprechend bekannt gemacht werden.

 Es wird an die Bundesregierung appelliert, dafür zu sorgen, dass ein ausreichen-
des Angebot an barrierefreien Frauenberatungsstellen und Frauenhäusern für 
Frauen mit Behinderungen, die von Gewalt betroffen sind, zur Verfügung steht.

Antrag „Frauen und Mädchen mit Behinderungen 
wirksam vor Gewalt schützen“ (Drs. 11775)

onären Einrichtungen und Dienste der 
Eingliederungshilfe konzentrieren. 

Opposition: Studie steht 
schon lange aus
Die Finanzmittel für die Untersu-
chung seien bereits seit 2007 im 
Haushaltsplan eingestellt, kriti-
sierten die Oppositionsfraktionen 

von FDP und Grünen, welche sich der 
Stimme enthielten. Auch die Linksfrak-
tion bemängelte, dass das Forschungs-
vorhaben nicht neu sei. Sie stimmte 
dennoch für den Antrag, da es generell 
„natürlich notwendig ist, Frauen vor Ge-
walt zu schützen“. Am 24. April wird der 
Deutsche Bundestag über den Antrag 
der Regierungsfraktionen abstimmen.
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Namen sind Nachrichten

Die Präsidentin des Wissenschafts-
zentrums Berlin für Sozialforschung, 
Prof. Jutta Allmendinger, erhält als 
erste Frau den „Communicator-Preis“ 
der Deutschen Forschungsgemein-
schaft und des Stifterverbandes für 
die Deutsche Wissenschaft. Der mit 
50.000 Euro dotierte Preis wird für 
die gelungene Vermittlung von For-
schungsergebnissen in Medien und 
Öffentlichkeit vergeben. Bekannt ge-
worden sind vor allem Allmendingers 
Arbeiten zu Gleichstellung der Ge-
schlechter sowie den Auswirkungen 
geringer Bildung. Ihre Ergebnisse 
präsentierte die Sozialwissenschaft-
lerin in Artikelserien, Kolumnen und 
öffentlichen Vorträgen. (zwd)

Neue stellvertretende Vorsitzende des 
bayerischen Landeskomitees der Ka-
tholiken ist die promovierte Theologin 
Elfriede Schießleder aus Wurmanns-
quick. Im höchsten Laiengremium in 
der bayerischen Kirche will sich die 
51-Jährige dafür einsetzen, dass „die 
Sache der Frauen das Gewicht erhält, 
das sie entsprechend ihrem tatsäch-
lichen Wirken in der und für die Kir-
che verdient“. Schießleder bringt da-
für auch durch ihre Ehrenämter die 
besten Voraussetzungen mit: Sie ist 
stellvertretende Vorsitzende des Diö-
zesanrates Passau und Vizepräsiden-
tin des Katholischen Deutschen Frau-
enbundes. (zwd)

Für ihr Engagement in Partei, Ver-
band und im Gemeinderat und ih-
ren Einsatz für eine bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf hat die 
Stadträtin Dorothea Maisch (CDU) 
den Helene-Weber-Preis erhalten. 
Die Auszeichnung wird vom Bun-
desministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
in diesem Jahr erstmals verliehen. 
Das Preisgeld von 10.000 Euro kann 
die Gewinnerin in ein kommunalpoli-
tisches Projekt ihrer Wahl investieren. 
Bundesfamilienministerin Ursula von 
der Leyen (CDU) wird die Auszeich-
nung am 5. Mai in Berlin an die 46-
jährige Kommunalpolitikerin aus Gag-
genau in Baden-Württemberg über-
geben. (zwd)

Führungskräfte-Monitor

Im Osten verdienten Frauen 
2006 mehr als ihre Kollegen  

Deutliche Unterschiede sind dagegen 
bei der Einkommenshöhe zwischen 

Frauen und Männern in West- und 
Ostdeutschland zu erkennen (vgl. Gra-
fi k). Insgesamt gesehen fi elen die Ver-
dienste der Führungskräfte in der Pri-
vatwirtschaft in den alten Bundeslän-
dern stets höher aus als in den neuen. 
Allerdings fällt der Gender Pay Gap in 
Ostdeutschland deutlich geringer aus. 
Dort verdienten Frauen im Jahr 2006 
verglichen mit ihren Kollegen sogar et-
was mehr, während die Einkommens-
differenz in Westdeutschland im Ver-
gleich zu den Vorjahren  unverändert 
hoch ausfi el (vgl. Grafi k).

Weniger Sondervergütungen 
für weibliche Beschäftigte
Bei den zusätzlich zum Verdienst aus-
gezahlten monetären Sondervergü-
tungen schneiden Frauen in Füh-
rungspositionen ebenfalls schlech-
ter ab als das männliche Personal. 
Dies gilt auch für Gewinnbeteiligun-

gen und Prämien. Stets fi elen die Be-
träge für Frauen im Mittel niedriger 

aus als für Männer. 
Im Jahr 2006 bei-
spielsweise erhielten 
weibliche Führungs-
kräfte durchschnitt-
lich 4.756 Euro, was 
lediglich der Hälfte   
der Gewinnbetei-
lung ihrer Kollegen 
entsprach. Im glei-
chen Jahr mussten 
sich Frauen in Füh-
rungsetagen zudem 
mit rund zwei Drit-
tel des an Männer 
gezahlten Urlaubs-
geldes, im Schnitt 

1.600 Euro, zufrieden geben. 

Auf die Erfolge frauengeführter 
Unternehmen hingewiesen
Um ein ausgeglichenes Verhält-
nis zwischen dem Gehalt von Män-
nern und Frauen zu erreichen, sind 
der DIW-Studie zufolge neben staat-
lichen Rahmenbedingungen eine an-
geglichene betriebliche Personalpla-
nung und Arbeitsorganisation sowie 
eine gerechtere Aufgabenteilung im 
Haushalt erforderlich. Mehr Chancen-
gleichheit für Frauen in Führungseta-
gen zu erreichen, dürfte sich auch 
wirtschaftlich rechnen, konstatierten 
die AutorInnen der vom Bundesfami-
lienministerium in Auftrag gegebenen 
Studie. Sie verwiesen dabei auf Unter-
suchungen zum Erfolg von frauenge-
führten Unternehmen. 
Die Studie im Internet unter: 
www.bmfsfj.de

zwd Berlin (jz). Weibliche Führungskräfte sind in Deutschland 
nicht nur in geringerer Zahl vertreten als Männer – sie verdienen 
auch deutlich weniger. Nach dem aktuellen „Führungskräfte-Moni-
tor 2001–2006“ des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW Berlin) lag der monatliche Verdienst von vollzeitbeschäftig-
ten Frauen in Führungspositionen 2006 durchschnittlich bei rund 
3.700 Euro, Männer erzielten dagegen rund 4.800 Euro. 
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Der Anteil weiblicher Führungskräfte 
im Vorstand der Unternehmen ist ge-
genüber dem Vorjahr um magere 0,5 
Prozent auf 3 Prozent gestiegen. So 
können sich aktuell lediglich 16 der 
untersuchten Unternehmen rühmen, 
ihre Vorstandsposten mit einer Frau 
besetzt zu haben. Absolut betrach-
tet wird die Management-ebene von 
687 Männern dominiert. Die Zahl der 
Managerinnen beläuft sich nur auf 21 
Personen. Der Anteil der Frauen im 
Vorstand schrumpft zudem mit ei-
ner höheren Börsenplatzierung des 
Unternehmens. So reduziert sich 
der Frauenanteil von 5,8 Prozent im 
TecDAX sukzessive auf bis zu 0,6 
Prozent im DAX 30 (vgl. Grafi k).

Die Situation im Aufsichtsrat hat sich 
ebenfalls nur marginal verändert. 
Der Frauenanteil erhöhte 
sich dort im Vergleich zum 
Vorjahr um 0,9 Prozent auf 
10,2 Prozent in 2009. Es ist 
in diesem Zusammenhang 
jedoch aufschlussreicher 
zu betrachten, ob der Auf-
sichtsrat mitbestimmt – also 
dort Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer vertreten sind 
– oder nicht mitbestimmt 
ist. So liegt der Frauenan-
teil in Aufsichtsräten ohne 
ArbeitnehmerInnen-Vertre-
tung (2,6 %) weit unter dem in Auf-
sichtsräten mit ArbeitnehmerInnen-

(zwd). Über die gegenwärtige Situation der (Un-)Gleichstellung 
von Männern und Frauen auf der obersten Führungsebene sowie 
in deren Kontrollgremium gibt die Studie der Hans-Böckler-Stif-
tung „Geschlechterverteilung in Vorständen und Aufsichtsräten“ 
Auskunft. Gerade einmal sechs von 160 untersuchten börsenno-
tierten Unternehmen (DAX 30, MDAX, SDAX, TECDAX) haben min-
destens eine Frau sowohl im Vorstand als auch im Aufsichtsrat.

Gastbeitrag zur Geschlechterverteilung in Vorständen und Aufsichtsräten 

Auf den Vorstandsetagen der Wirtschaft sind 
fast 700 Manager unter sich

Marion Weckes, 
Hans-Böckler-Stiftung
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Vertretung (11,7 %). Hier ist es je-
doch notwendig, nochmals zu diffe-
renzieren: Bei den Aufsichtsrätinnen 
in mitbestimmten Unternehmen wird 
zwischen der Vertretung der Anteils-
eignerinnen und derjenigen der Ar-
beitnehmerinnen unterschieden. Die 
Untersuchung hat gezeigt, dass die 
weiblichen Aufsichtsratsmitglieder in 
mitbestimmten Unternehmen zu 78 

Prozent von der Arbeit-
nehmerInnen-Seite in 
dieses Gremium entsandt 
werden. Bei der Betrach-
tung der Zusammenset-
zung des Aufsichtsrats 
nach den unterschiedli-
chen Börsensegmenten 
zeigt sich, dass der Frau-
enanteil mit steigender 
Indexplatzierung des Un-
ternehmens nicht linear 
ansteigt. Jedoch weisen 
die DAX 30-Unternehmen 

den höchsten Frauenanteil (13,3 %) 
auf. Dies führen wir darauf zurück, 
dass die DAX 30 Unternehmen, bis 
auf zwei Ausnahmen, alle paritätisch 
mitbestimmt sind, also ein zur Hälfte 
mit ArbeitnehmervertreterInnen be-
setztes Aufsichtsratsgremium ha-
ben. 

Zusammenfassend lässt sich fest-
stellen, dass in den untersuchten 
börsennotierten Unternehmen nach 
wie vor ein erhebliches Ungleichge-
wicht zwischen den Geschlechtern 
bei der Besetzung von Führungs-
positionen herrscht. Aktive Maßnah-
men zur Gleichstellung von Mann 
und Frau in den oberen Wirtschaft-
setagen existieren nur wenig.

Marion Weckes, Autorin der Studie 
„Geschlechterverteilung in Vorstän-
den und Aufsichtsräten“, ist Referats-
leiterin von „Wirtschaft III“ ( Abt. Mit-
bestimmungsförderung) in der Hans-
Böckler-Stiftung.
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zwd: Geschlechtergerechtigkeit ist für 
Sie eine Demokratiefrage. Vieles liegt 
hier aber noch im Argen. Auf welchen 
Politikfeldern sehen Sie besonderen 
Handlungsbedarf?

Schwan: Wir müssen die Schaf-
fung von Geschlechtergerechtigkeit 
als klassische Querschnittsaufgabe 
betrachten. Dafür muss man bei den 
Wurzeln der Gesellschaft, etwa in der 
Bildung und in der Sozialpolitik, begin-
nen. Vor allem aber denke ich, dass 
wir den Frauenanteil in Aufsichtsräten 
und Vorständen, in der Professoren-
schaft und in anderen Führungspo-
sitionen stärken müssen. Es geht ja 
bei der Gleichberechtigung nicht nur 
um die Kommandohöhen der Gesell-

schaft, sondern um alle Lebensberei-
che, aber von diesen exponierten Po-
sitionen geht eine besondere symbo-
lische Strahlkraft aus.

zwd: Mit welchen konkreten politi-
schen Maßnahmen und Instrumenten 
lassen sich bestehende Benachteili-

gungen bzw. Ungleichheiten bei Män-
nern und Frauen nachhaltig abbauen? 
Wo sollten beispielsweise Quoten zum 
Tragen kommen?

Schwan: Demokratiepolitisch fi nde 
ich Quoten nicht besonders attraktiv. 
Allerdings muss ich zugeben, dass 
die Quote zum Beispiel in den politi-
schen Parteien eine sehr 
segensreiche Innovation 
war. Prinzipiell sollten 
Quoten dort greifen, wo 
wir krasse Disparitäten 
erkennen, also überall 
da, wo wir sehen, dass 
Frauen ohne dieses In-
strument nicht zum Zuge 
kommen. 

zwd: Im Magazin der 
Süddeutschen Zeitung 
schreibt der Journalist 
Hermann Droske in ei-
nem Kommentar, dass die 
Wirtschaftskrise vor allem 
eine Krise der Männer 
sei. Glauben Sie, dass es 
mit Frauen auf den Füh-
rungsetagen der Banken und  in Auf-
sichtsräten eine derartige  Krise nicht 
gegeben hätte? 

Schwan: Ein Stück weit glaube ich 
das tatsächlich. Die Krise ist durch ei-
nen überbordenden Konkurrenzdruck, 
auch zwischen den Banken und den 
Bankern, entstanden. Jede Kultur des 
Maßhaltens ist hier verloren gegan-
gen. Wenn ich Frauen in Führungs-
positionen begegne, habe ich schon 

immer den Eindruck, 
dass sie für einen an-
deren Management-
Stil stehen. Sie su-
chen eher nach Alli-
anzen als sich ganz 
alleine gegen alle 
durchsetzen zu wol-
len. Sie haben viel-
fach auch einen rea-
listischeren Eindruck 
davon, was unter ge-
gebenen Umständen 
möglich ist und was 
nicht. Das ist mittler-
weile auch empirisch 
belegt. Von daher 
würde ich schon sa-
gen: Mit mehr Frauen 
auf verantwortlichen 

Positionen in der Finanzwirtschaft 
hätte es diese Krise in dieser Form 
nicht gegeben. Im Umkehrschluss 
kann man dann auch folgern: Wir 
brauchen jetzt Frauen, die uns aus 
der Krise herausführen.  

zwd: 2035 werden in Deutschland 
fast 17 Millionen 65- bis 80-jährige 
Menschen leben. Bereits heute sind 
etwa zwei Drittel der über 65-Jähri-
gen und drei Viertel der über 75-Jäh-
rigen Frauen. Gleichzeitig ist die al-
ternde Gesellschaft aber auch noch 
sehr jugendlich. Lebensbegleitendes 
Lernen nimmt daher in der langen 
Nacherwerbsphase an Bedeutung zu. 
Mit welchen frauen- und bildungspo-
litischen Maßnahmen muss die Politik  
auf diese Entwicklung reagieren?

Interview mit Gesine Schwan, Kandidatin für das Amt der Bundespräsidentin

„Wir brauchen jetzt Frauen,
die uns aus der Krise herausführen“

Präsidentschaftskandidatin
Gesine Schwan (SPD)
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Fortsetzung auf Seite 15

BundespräsidentInnenwahl

zwd Berlin (tag). Über das Thema 
„Frauen Macht Politik!“ diskutierte die 
Kandidatin für das 
Amt der Bundes-
präsidentin, Gesine 
Schwan, am 3. April 
zusammen mit  dem 
Frauenbündnis der 
SPD-Frauen Tem-
pelhof-Schöneberg. 
„Macht“ defi nierte Schwan im Willy-
Brandt-Saal des Schöneberger Rat-

hauses als die Fähigkeit, Menschen 
für ein gemeinsames Projekt zusam-

menzuführen. Höhepunkt 
der Demokratiereise von 
Schwan bildet ihr Auftritt 
am 26. April in der Frank-
furter Paulskirche – der 
Geburtsstätte des Parla-
mentarismus. Dort wird 
sie eine Grundsatzrede 

über die Werte einer zunehmend plu-
ralen Gesellschaft halten. 

Demokratiereise 
 Zwischenstation beim ASF-Frauenbündnis  

„Prinzipiell sollten Quoten 
dort greifen, wo wir sehen, dass 
Frauen ohne dieses Instrument 

nicht zum Zuge kommen.“
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zwd Berlin (jvo). Der Bundesrat hat eine volle Kostenübernahme durch 
Krankenkassen bei künstlicher Befruchtung gefordert. Die 2003 einge-
führte 50-prozentige Selbstbeteiligung müsse wieder rückgängig ge-
macht werden, kommentierte die Vorsitzende der GesundheitsministerIn-
nenkonferenz, Christine Lieberknecht (CDU), den Bundesratsbeschluss 
vom 3. April. Die Bundesregierung sei nun am Zuge, die Forderungen  
noch in dieser Wahlperiode in die Tat umzusetzen.

Zur Begründung heißt es im Antrag, den die unionsgeführten Bundes-
länder Saarland, Sachsen und Thüringen einbrachten, dass im Hinblick 
auf die demografi sche Entwicklung alle Maßnahmen zu fördern seien, die 
einen „ansonsten nicht realisierbaren Kindeswunsch ermöglichen“. Nach 
Schätzungen der Bundesländer würden die Haushalte der Krankenkassen 
mit Kosten von 100 bis 150 Millionen Euro zusätzlich belastet werden. 

„Familienpolitische Ziele keine Aufgabe der Kassen“
Das SPD-geführte Bundesgesundheitsministerium hält die Forderung des 
Bundesrats für nicht umsetzbar. „Die Anspruchseinschränkung wurde sei-
nerzeit für erforderlich gehalten, um die Ausgaben der Krankenversicherung 
im Bereich der versicherungsfremden Leistungen nicht ausufern zu lassen“, 
erläuterte die parlamentarische Staatssekretärin im Bundesgesundheitsmi-
nisterium, Marion Caspers-Merk (SPD). Die Verfolgung familienpolitischer 
Zielsetzungen sei zudem nicht Aufgabe der Krankenversicherung. 

Laut Techniker Kran-
kenkasse ging die 
Anzahl künstl icher 
Befruchtungen nach 
Einführung der Selbst-
kostenbete i l igung 
2003 deutlich zurück. 
Im darauf folgenden 
Jahr wurden durch-
schnittlich 55 Prozent 
weniger Behandlun-
gen durchgeführt als 
noch 2002. 
Die Studie unter
www.zwd.info

Künstliche Befruchtung 

Bundesrat drängt auf
volle Kostenübernahme

Quelle: Wissenschaftliches Institut der TK
für Nutzen und Effi zienz im Gesundheitswesen, 2008

Künstliche Befruchtung
Anzahl der Behandlungen pro 1000 versicherte Frauen

(Alter 20 bis 44 Jahre)
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zwd Drogenpolitik 

zwd Schwerin (jvo). Die Koalitions-
fraktionen von SPD und CDU im 
Schweriner Landtag haben am 18. 
März einen Antrag zur geschlech-
terspezifi schen Tabakprävention auf 
den Weg gebracht. „Es müssen die 
spezifi schen Motivationen, die Frau-
en und Mädchen veranlassen zu rau-
chen, analysiert und zur Grundlage 
von Präventionsstrategien gemacht 
werden“, betonte die gleichstellungs-
politische Sprecherin der SPD-Frak-
tion, Martina Tegtmeier. Dass die bis-
herigen Strategien bei Raucherinnen 
so wenig erfolgreich sind, hat ihrer 
Auffassung vor allem damit zu tun, 
dass Aufklärung und Jugendarbeit im 
Bereich der Tabakprävention bislang 
nicht ausreichend nach Geschlech-
tern differenziert sind.

Mädchen in Ostdeutschland 
rauchen besonders häufi g
Mit 47 Prozent ist der Anteil der jun-
gen Raucherinnen in den neuen Bun-
desländern besonders hoch. Damit 
rauchen dort deutlich mehr weibliche 
Jugendliche als in den alten Bundes-
ländern (38 Prozent). Im Alter zwi-
schen 12 und 25 Jahren greifen die 
ostdeutschen Mädchen und jungen 
Frauen sogar häufi ger zur Zigarette 
als männliche Jugendliche (West: 43 
Prozent; Ost: 45 Prozent).

Mecklenburg-Vorpommern
Gendersensible
Tabakprävention

Rheinland-Pfalz

Beratungsstellen für weibliche 
Suchtkranke voll ausgelastet
zwd Mainz (jvo). In den fünf frauenspezifi schen Suchtberatungs-
stellen in Rheinland-Pfalz werden jährlich rund 700 Frauen bera-
ten. Die Kapazitäten dieser Stellen seien damit voll ausgelastet, 
teilte das Landessozialministerium auf eine Große Anfrage der 
SPD-Fraktion am 6. April mit. Grundsätzlich stünden aber alle am-
bulanten Angebote der Suchtkrankenhilfe den betroffenen Frauen 
zur Verfügung.
Die Suchtberatungsstellen in Rhein-
land-Pfalz werden pro Jahr durch-
schnittlich von etwa 14.500 Personen 
kontaktiert. Knapp 30 Pro-
zent der Rat suchenden 
Menschen sind Mädchen 
oder Frauen. 

Die Angebote von Fach-
kliniken werden jährlich 
von 6.300 bis zu 6.400 
Suchtkranken in Anspruch 
genommen – zu einem 
Viertel von weiblichen 
Drogenabhängigen. Un-
ter den 15 Fachkliniken für 
Entwöhnung und medizi-
nische Rehabilitation gibt 
es jedoch nur eine speziell für Frauen: 
Die Suchtklinik in Altenkirchen kann 62 
weibliche Abhängige aufnehmen.

Nach einer aktuellen Umfrage des 
Sozialministeriums bieten darüber 
hinaus lediglich fünf der gemischt-
geschlechtlichen Fachkliniken frau-

enspezifi sche Angebote an. Diese 
Kliniken verfügen über eigenstän-
dige Stationen für Frauen sowie für 

Mütter mit ihren Kindern 
oder haben spezifi sche 
Behandlungskonzepte 
entwickelt.

„Die Antwort der Lan-
desregierung zu unserer 
Großen Anfrage macht 
deutlich, dass suchtkran-
ke Frauen spezifische 
Beratungs- und Thera-
pieangebote brauchen“, 
so die gleichstellungspo-
litische Sprecherin der 
SPD-Landtagsfraktion, 

Jutta Steinruck. Auslösende Faktoren 
für eine Suchterkrankung bei Frauen 
seien im Wesentlichen mädchen- und 
frauenspezifi sche Sozialisationspro-
zesse – dazu gehörten auch Gewalt-
erfahrungen in der Kindheit oder 
sexueller Missbrauch.

Laut Sozialministerium wurden in 
den vergangenen Jahren die Mitar-
beiterInnen in der Suchthilfe zuneh-
mend für die besondere Problemlage 
drogenabhängiger Frauen sensibili-
siert. So verfügten die meisten Sucht-
selbsthilfeverbände in Rheinland-
Pfalz inzwischen über Frauenbeauf-
tragte, welche die Belange weiblicher 
Mitglieder vertreten, heißt es in der 
Antwort auf die Anfrage „Mädchen 
und Frauen mit Suchterkrankungen“. 
Verbände und andere Akteurinnen 
und Akteure der Selbsthilfe böten 
zudem Seminare und Wochenend-
Begegnungen speziell für Frauen 
an. Ebenso organisierten sie Frau-
engruppen vor Ort. 

 Gleichstellungspolitikerin 
im Mainzer Landtag 

Jutta Steinruck (SPD)
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Dokumente und Nachrichten zur Sucht- und Drogenpolitik 

 Frauengesundheit fördern – für eine geschlechtsspezifi sche Tabakpräven-
tion. Antrag der Fraktionen der CDU und SPD Mecklenburg-Vorpommern, 
18.03.2009

 Geschlechtergerechte Drogen- und Suchtpolitik in NRW voranbringen! 
Antrag der Grünen-Fraktion NRW, 04.11.2008 / Stellungnahmen der Sach-
verständigen, 26.03.2009

 Mädchen und Frauen mit Suchterkrankungen in Rheinland-Pfalz. Antwort 
der Landesregierung auf die Große Anfrage der SPD-Fraktion, 04.03.2009

 NRW: Mangel an Fortbildungen zu frauenspezifi scher Suchtarbeit,
www.gesundheit.zwd.info, 26.03.2009

 Suchttherapien: Gender Matters
www.gesundheit.zwd.info, 16.05.2008

www.gesundheit.zwd.info  Dossier
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zwdDrogenpolitik 

Schweizer Datenbank für geschlechtergerechte Suchtarbeit
(zwd). Die Schweizer Online-Datenbank unter www.drugsandgender.ch ver-
zeichnet geschlechtergerechte sowie frauen- und männerspezifi sche Angebote 

in der Suchtarbeit. Das Projekt ist Teil des dritten 
Maßnahmenpakets der Schweizer Bundesregie-
rung zur Verminderung der Drogenprobleme.
Die Datenbank soll:

 eine Übersicht über die aktuellen geschlechtersensiblen und -spezifi schen 
Organisationen und Angebote in der Suchtarbeit schaffen,

 die Organisationen und ihre Leistungen bei der Entwicklung frauen- und 
männergerechter Angebote sichtbar machen,

 den Zugang, Austausch und die Vernetzung zwischen den interessierten 
Fachkräften und Organisationen über geschlechtergerechte Suchtarbeit er-
leichtern,

 Organisationen ermutigen, ihr Engagement für geschlechtersensible Arbeit 
öffentlich zu machen und im Konzept oder Leitbild zu verankern.

Im Internet unter www.drugsandgender.ch

Nordrhein-Westfalen

Frauenspezifi sche Suchtarbeit
unter Rechtfertigungszwang
zwd Düsseldorf (jvo). Nach dem Willen der Grünen-Fraktion im 
Düsseldorfer Landtag soll die schwarz-gelbe Landesregierung bis 
Oktober 2009 ein Handlungskonzept für eine geschlechtergerechte 
Drogen- und Suchtpolitik vorlegen. In einer öffentlichen Anhörung 
im Frauenausschuss am 26. März warnten die geladenen Sachver-
ständigen vor der irrigen Annahme, dass sich ein gendersensibles 
Grundverständnis in der Suchthilfe bereits durchgesetzt habe. 
Heute werde die Notwendigkeit einer 
Frauensuchtarbeit als so selbstver-
ständlich beschrieben, dass ihre in-
haltliche und fi nanzielle Unterstützung 
überfl üssig erscheine, gab Martina 
Tödte von der NRW-Beratungsstelle 
Bella Donna zu bedenken. Nach dem 
Wegfall der Landesförderungen hinge 
es wieder zunehmend vom persönli-
chen Engagement der Mitarbeiterin-
nen der Sucht- und Drogenhilfe ab, 
Angebote für Frauen aufrechtzuerhal-
ten oder umzusetzen. Erneut müsse 
die qualifi zierte Arbeit mit Frauen le-
gitimiert werden.

Seit 2007 wurden in NRW keine 
landesgeförderten Weiterbildungen 
mehr für die frauenspezifi sche Arbeit 
angeboten. Der Bedarf sei allerdings 
offensichtlich, betonte Tödte in ihrer 
Stellungnahme. Bis dahin war nahe-
zu jede angebotene Fortbildung ihrer 
Fachstelle „Frauen und Sucht“ aus-
gebucht. 

Aus einer Befragung der Fachstelle 
geht hervor, dass nur ein Drittel der 
Beratungseinrichtungen in NRW ge-
nerell bei ihren Maßnahmen und An-
geboten die Gender-Perspektive be-
rücksichtigt. Mehr als die Hälfte gab 
an, dass sie Hilfsangebote, welche  
sich an Männer und Frauen zugleich 
richten, weder geschlechtersensibel 
konzipiert noch auswertet. 

Geschlecht keine relevante 
Prüfgröße in der Suchthilfe
Nach Einschätzung der Sachverstän-
digen Sybille Teunißen, Leiterin einer 
Fachklinik für Sucht-Rehabilitation, ist 
das Geschlecht nach wie vor keine re-
levante Prüfgröße für Strukturen und 

Prozesse der Suchthilfe in NRW. Die 
Landesregierung vermittele jedoch den 
Eindruck, dass geschlechtsbezogene 
Ansätze bereits grundle-
gend etabliert seien, kriti-
sierte sie. Diese „faktisch 
falsche Positionierung“ 
müsse Fachleuten der 
Suchtarbeit, denen daran 
gelegen ist, eine adressa-
tengerechte Hilfe anzubie-
ten, sehr beunruhigen.

Arnulf Vosshagen, leiten-
der Psychologe an einer 
Klinik für Suchtkranke in 
Essen, schlug vor, die Ver-
gabe von öffentlichen Mit-
teln an Angebote einer geschlechts-
bezogenen Beratung und Therapie zu 
knüpfen. Auch die Qualifi zierung und 
Weiterbildung, insbesondere von Füh-
rungspersonal in der Drogenhilfe, sei 
auszubauen. Als Anregung für NRW 

empfahl Vosshagen eine Datenbank 
für geschlechtergerechte Suchtarbeit 
nach Vorbild des Schweizer Bundes-
amtes für Gesundheit (s. Kasten).

Kaum Angebote für Kinder
mit suchtabhängigen Eltern 
Als besonders kritisch bewertete die 
frauen- und gesundheitspolitische 
Sprecherin der Grünen-Fraktion, Bar-
bara Steffens, die Auswirkungen der 
schwarz-gelben Drogenpolitik auf die 
Angebote für Kinder aus Suchtfami-
lien. „Hier haben wir eine deutliche 
Rückentwicklung an Hilfsangeboten 
zu verzeichnen“, betonte Steffens im 
Anschluss an die Anhörung. Dabei sei-

en gerade Jugendliche 
aus Suchtfamilien ge-
fährdet, selbst abhängig 
zu werden. Die Frauen-
politikerin wirft der Lan-
desregierung vor, dass 
sie sich aus der Steue-
rung und einer ausrei-
chenden Finanzierung 
geschlechterbezogener 
Suchtarbeit zurückge-
zogen habe. Frühere 
bundesweit vorbildliche 
Weiterqualifizierungen 

seien dadurch ebenso weggefallen 
wie die notwendige Vernetzungsarbeit 
für in der Suchthilfe Tätige.

Anträge und Stellungnahmen unter
www.gesundheit.zwd.info 

Frauen- und Gesund-
heitspolitikerin Barbara 
Steffens (Die Grünen)
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zwd Krankenkassen

Generell seien berufstätige Frauen 
stärker belastet als die Männer, er-
läuterte Prof. Rainer Wieland von der 
Bergischen Universität Wuppertal. 
Sie tragen neben ihrer berufl ichen 
Tätigkeit oft auch die alleinige Last 
des Haushaltes, der Kinderbetreuung 
und der Behördengänge. „Ver-
ständnis für diesen Rollenkon-
fl ikt fi nden die Frauen im Be-
trieb häufi g nicht“, ergänzte er. 
Viele Vorgesetzte wollten mit 
diesen privaten Sorgen nicht 
belästigt werden. 

Der Arbeits- und Organisa-
tionspsychologe erstellte im 
Auftrag der Barmer Ersatz-
krankenkasse den Gesund-
heitsreport 2009. Der im März 
veröffentlichte Bericht belegt, dass 
arbeitsbedingte Ursachen für psy-
chische Erkrankungen rapide zuneh-
men. Zwischen 2003 und 2008 stieg 
ihr Anteil an den Fehlzeiten von 11 auf 
17 Prozent.

Familie und Beruf: Im Schnitt 
eine Stunde mehr Arbeit
Da berufstätige Frauen in aller Regel 
zu Hause die Hauptverantwortung für 
Familie und Haushalt übernehmen, 
sind ihre Erholungszeiten im Gegen-
satz zu berufstätigen Männern oft ver-
kürzt. Die gesamte Zeitbindung durch 
bezahlte und unbezahlte Arbeit von 
Frauen beziffert Berichtsautor Wie-
land mit 43 Stunden pro Woche. Das 
sei durchschnittlich etwa eine Stunde 
mehr Arbeitsaufwand am Tag als bei 
Männern, hob Wieland hervor. Bei sei-
nen Berechnungen stützt er sich auf 
Untersuchungen der Europäischen 
Agentur für Sicherheit und Gesund-

heit am Arbeitsplatz. Demzufolge 
verrichten Frauen in Haushalten mit 
Kindern im Vorschulalter wochentags 
knapp 11,5 Stunden Arbeit, wenn 
der zeitliche Aufwand für Beruf und 
Familien zusammengezählt werden. 
Durch diese Doppelbelastung haben 

erwerbstätige Mütter täglich mehr als 
eine Stunde weniger Zeit, um sich zu 
erholen, konstatierte der Arbeitspsy-
chologe.

Die generell höheren Fehlzeiten von 
Frauen lassen sich dem Gesundheits-
bericht zufolge aber nicht nur auf die 
insgesamt stärkeren Belastungen 
zurückführen. Weibliche Berufstätige 
bleiben auch aufgrund von Erkran-
kungen ihrer Kinder häufi ger zu Hau-
se als Männer. 

Schulungen zur besseren 
Stessbewältigung empfohlen 
Zur Prävention sollten sich die Unter-
nehmen aus Sicht der Barmer Kran-
kenkasse darauf konzentrieren, die 
Fähigkeiten ihrer MitarbeiterInnen 
zur Stressbewältigung zu stärken. 
Bei weiblichen Beschäftigten habe 
hier der bessere Umgang mit belas-
tenden Ereignissen Priorität. Bei Män-
nern müssten hingegen Maßnahmen 

zur Verminderung des Alkoholmiss-
brauchs im Vordergrund stehen.

Zudem empfi ehlt die Krankenkasse 
sowohl für erwerbstätige Männer als 
auch für Frauen, die mehr als sechs 
Wochen aufgrund der Diagnose 
„Psychische Störung“ fehlen, spe-
zielle betriebliche Eingliederungs-
maßnahmen zu entwickeln. Sinnvoll 
seien Gespräche, um den Grad der 
Belastbarkeit herauszufinden und 
die Aufgaben in den ersten Wochen 
nach der Arbeitsunfähigkeit richtig zu 
dosieren.

Überproportionaler
Kostenanstieg
Der Kostenaufwand für psychische 
Krankheiten sind im deutschen Ge-
sundheitswesen im Jahr 2006 auf 
26,7 Milliarden Euro angestiegen. 
Laut Statistischem Bundesamt lagen 
die Ausgaben damit um 3,3 Milliarden 
Euro höher als bei ihrer erstmaligen 
Berechnung im Jahr 2002. Verglichen 
mit allen anderen Krankheitsarten war 
das der höchste Anstieg in diesem 
Zeitraum. Psychische Erkrankungen 
und Verhaltensstörungen seien be-
sonders kostenintensiv, kommentier-
te Manuela Nöthen vom Statistischen 
Bundesamt die aktuellen Zahlen. Sie 
machen mittlerweile elf Prozent der 
Gesamtkosten im Gesundheitswesen 
aus. Zudem dominieren Langzeitfäl-
le, bei denen die Krankschreibung 
mehr als sechs Wochen dauert.

Zu den Krankheitskosten zählt 
das Statistische Bundesamt sämtli-
che Gesundheitsausgaben für me-
dizinische Heilbehandlungen und 
Präventions-, Rehabilitations- oder 
Pfl egemaßnahmen. 

Teuer kommt der berufl iche Stress 
ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
auch den Unternehmen selbst zu 
stehen. Der auf psychische Erkran-
kungen zurückzuführende Produkti-
onsausfall wird im Barmer-Gesund-
heitsreport auf vier Milliarden Euro 
geschätzt. Der Ausfall an Bruttowert-
schöpfung steigt jährlich auf bis zu 
sieben Milliarden Euro an. 

Der Report zum Download unter 
www.gesundheit.zwd.info

Immer mehr stressbedingte Fehlzeiten

Kürzere Erholungszeiten
für berufstätige Mütter
zwd Wuppertal (jvo). Frauen reagieren auf starke Arbeitsbelas-
tungen häufi g mit psychischen Erkrankungen. Ihr Anteil am Kran-
kenstand ist mit 18,5 Prozent deutlich höher als bei männlichen 
Beschäftigten (13,5 %). Das geht aus dem Gesundheitsreport 
2009 der Barmer Ersatzkasse hervor, der die psychischen Belas-
tungen am Arbeitsplatz in den Mittelpunkt gerückt hat.



V
ZWD FRAUEN.GESUNDHEIT & POLITIK - SUPPLEMENT 265 / 23. JAHRGANG

zwdGenitalverstümmelung

Den Antrag zur „Bekämpfung der 
Genitalverstümmelung bei Frauen in 
der Europäischen Union“ 
haben die Europa-Abge-
ordneten am 24. März ver-
abschiedet. 647 stimmten 
für den Antrag, 10 dage-
gen und 24 enthielten sich 
der Stimme.

„Die häufi g in Arztpra-
xen illegal durchgeführte 
Beschneidung bedeutet 
für die jungen Mädchen 
häufi g ein lebenslanges 
Martyrium“, hob die frau-
enpolitische Sprecherin 
der sozialdemokratischen Fraktion 
im EU-Parlament, Lissy Gröner, her-
vor. Chronische Blutungen, psychi-
schen Schäden sowie Probleme bei 
späteren Geburten seien Folgen, die 
bislang selten veröffentlicht werden, 
erläuterte sie.

Wiederzunähen der Vagina 
scharf verurteilt  
Die Einführung einer Pfl icht für Ärzte 
und Ärztinnen, den Strafverfolgungs-
behörden zu melden, wenn Minder-
jährige bereits an ihren Genitalien 
verstümmelt sind, zählt zu einer der 
zentralen Forderung von Terre des 
Femmes. In diesem Fall seien jünge-
re Schwestern stark gefährdet. Sie 
müssten geschützt werden, argumen-
tiert die Frauenrechtsorganisation. Zu-
dem sei es Aufgabe des zuständigen 
Jugendamts zu klären, welche Unter-
stützung das bereits betroffene Mäd-
chen braucht, um das erlebte Trauma 
bewältigen zu können.

Der Deutsche Ärztinnenbund hält 
eine Meldepfl icht für kontraproduktiv, 
da sie das Vertrauensverhältnis zur Pa-

tientin gefährde. Ärzte und Ärztinnen, 
die Beschneidungen an Mädchen vor-

nehmen, müssten jedoch 
angezeigt werden, stellte 
Astrid Bühren, Präsiden-
tin des Ärztinnenbundes, 
gegenüber dem zwd klar. 
Ebenso scharf verurteilte 
sie das Wiederzunähen 
der Vagina nach einer 
Entbindung. „Gerade be-
schnittene Frauen müs-
sen in dieser sensiblen 
und für sie selbst extrem 
schmerzhaften Phase 
intensiv psychosozial 

betreut werden, damit sie ihre Töch-
ter später nicht verstümmeln lassen“, 
hob Bühren hervor. 

Im Rahmen einer Unicef-Studie aus 
dem Jahr 2005 gaben 9,7 Prozent der 
befragten ÄrztInnen an, schon von in 
Deutschland vorgenommenen Genital-
verstümmelungen gehört zu haben. 

„Umfassende und eindeutige 
Strategien“ gefordert
Das EU-Parlament will mit seinem 
Antrag zur Bekämpfung der Genital-
verstümmelung bisherige Beschlüsse 
bündeln und erweitern. Die Kommissi-
on und die Mitgliedstaaten seien nun 
dazu aufgerufen, eine „umfassende 
und eindeutige Strategie“ sowie Ak-
tionspläne ins Leben zu rufen, erläu-
terte die zuständige Berichterstatterin 
im EU-Ausschuss für Frauenrechte, 
Cristiana Muscardini. Zudem werde 
in dem Antrag eine einheitliche Da-
tenerfassung sowie ein „europäisches 
Gesundheitsprotokoll“ gefordert.
 
Der EU-Entschließungsantrag
unter www.gesundheit.zwd.de

zwd Straßburg (jvo). Das Europäische Parlament hat die EU-Mit-
gliedstaaten aufgefordert, eine Informationspfl icht für ÄrztInnen 
bei Genitalverstümmelungen einzuführen. Sie sollen den Behör-
den melden, wenn sie eine Verstümmelung bei Mädchen und 
Frauen feststellen. 

Europäische Union

Parlament für ärztliche Melde-
pfl icht gegenüber Behörden 

Gründungstreffen
Interministerielle 
Arbeitsgruppe 
zwd Berlin (jvo). Die interministeriel-
le Arbeitsgruppe von Bund, Ländern 
und Nichtregierungsorganisationen 
zur Genitalverstümmelung soll sich am 
29. April in Bonn konstituieren. Nach 
Angaben des Bundesentwicklungsmi-
nisteriums wurden als VertreterInnen 
der Zivilgesellschaft INTEGRA, das 
deutsche Netzwerk zur Überwindung 
der weiblichen Genitalverstümmelung, 
und die Bundesärztekammer zur Teil-
nahme eingeladen.

Sie werden gemeinsam mit Vertrete-
rInnen aus den Bundesressorts Frau-
en, Inneres, Justiz, Gesundheit und 
Entwicklung sowie den Ländern Mög-
lichkeiten zum Schutz in Deutschland 
lebender Mädchen diskutieren und 
Folgeschritte vereinbaren. 

Die Gründung der Arbeitsgruppe 
erfolgt auf Grundlage des Antrags 
„Wirksame Bekämpfung der Geni-
talverstümmelung von Mädchen und 
Frauen“ der Bundestagsfraktionen  
CDU/CSU und SPD.
Der Antrag zum Download
unter www.gesundheit.zwd.de

Berliner Abgeordnetenhaus
Grüne streben 
Bundesratsinitiative an
zwd Berlin (jvo). Die Grünen-Fraktion 
im Berliner Abgeordnetenhaus tritt für 
eine Bundesratsinitiative mit dem Ziel 
ein, Genitalverstümmelung grundsätz-
lich als schwere Körperverletzung zu 
sanktionieren. Einen entsprechen-
den Antrag hat das Abgeordneten-
haus am 2. April zur Beratung an die 
Fachausschüsse überwiesen. Darin 
fordern die Grünen auch, die Aufklä-
rung über Genitalverstümmelung und 
Hilfe für Betroffene zu verstärken. Zu 
diesem Zweck soll sich der Berliner 
Senat im Rahmen der Gesundheitsmi-
nisterkonferenz für den Aufbau eines 
bundesweiten Referenzzentrums mit 
Standort in Berlin einsetzen und die-
ses mitgestalten.
Der Antrag zum Download
unter www.gesundheit.zwd.de

EU-Abgeordnete
Lissy Gröner (SPD)
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zwd Gastbeitrag

Mechthild Rawert (MdB)

Gesetzgebung – wichtiger Motor für eine 
gendergerechte Gesundheitsversorgung
(zwd) Frauen sind anders krank als Männer. Eine geschlechterge-
rechte Gesundheitsversorgung und -förderung ist deshalb aber 
noch längst nicht selbstverständlich geworden. Der Gesetzgeber 
hat hier die dringende Verpfl ichtung, Grundlagen für eine gen-
dergerechte Medizin zu schaffen. 
Gender Mainstreaming ins „Gesetz 
zur Stärkung des Wettbewerbs in 
der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung“ (GKV-WSG) zu implementie-
ren, scheiterte am Widerstand der 
CDU/CSU-Fraktion. Zumindest für 
den Entschließungsantrag zum GKV-
WSG (Dr. 16/4220) bestand Einigkeit 
darüber, dass der Deutsche Bundes-
tag die Bundesregierung auffordert, 
„auf dem Gebiet der gesundheitlichen 
Versorgung der Bevölkerung auf eine 
die Unterschiede der Geschlechter 
sowie unterschiedliche Lebenslagen 
und das Alter berücksichtigende me-
dizinische Versorgung hinzuwirken.

Krankenkassen: Pfl icht zur 
gendergerechten Versorgung
Dazu zählen insbesondere die Aus-
richtung der Gesundheitsangebote 
auf die unterschiedlichen Belastun-
gen und Ressourcen von Männern 

und Frauen sowie die Verbesserung 
des Zugangs zu einer gleichwertigen 
Versorgung (Entwicklung von Arz-
neimitteln, Anwendung der Diagnos-
tik und Therapie von 
Krankheiten).

Auf dieser Grundla-
ge wurde am 18. Juni 
2007 folgender Pas-
sus in die Satzung des 
neu gegründeten Spit-
zenverbandes Bund 
der Krankenkassen 
aufgenommen: “Der 
Spitzenverband Bund 
setzt sich für eine Ge-
sundheitsversorgung 
ein, welche alters-, geschlechts- und 
lebenslagenspezifi sche Besonderhei-
ten berücksichtigt. Er beachtet diese 
Ziele bei der Wahrnehmung seiner Auf-
gaben und in seiner Verwaltung.“ Da-
mit verpfl ichten sich die Krankenkas-

sen zu einer geschlechtergerechten
Gesundheitsversorgung. Vorrangiges 
Ziel der Gesundheitspolitik muss die 
Erhaltung bzw. die Förderung von Ge-
sundheit sein. Gesundheitsförderung 
bedeutet dabei auch, Ungleichheiten 
aufgrund des Geschlechts abzubauen. 
Die rot-grüne Koalition hatte bereits ei-
nen Entwurf für ein Präventionsgesetz 
vorgelegt. Bis heute wird hier leider 

jede Gesetzesiniti-
ative von der CDU/
CSU blockiert. 

Mit dem Pfl ege-
Wei te ren tw ick-
lungsgesetz hat 
die SPD insbeson-
dere für Frauen, 
die ja den Großteil 
der Pfl ege von An-
gehörigen wahr-
nehmen, deutliche 
Leistungsverbes-

serungen durchgesetzt. Die Pfl ege-
sätze wurden erhöht, Leistungen für 
die Betreuung von demenzkranken 
Menschen verbessert und die Ein-
richtung von Pfl egestützpunkten be-
schlossen.

Tritt unerwartet ein Pfl egefall auf, 
können Beschäftigte kurzfristig für bis 
zu zehn Tagen bezahlt der Arbeit fern 
bleiben, um die Pfl ege in dieser Zeit 
sicherzustellen oder eine bedarfsge-
rechte Pfl ege zu organisieren. Ferner 
wurde eine kultursensible Pfl ege als 
qualitativer Standard anerkannt. 

Gefährlicher Boom von 
Schönheits-OPs am Genital
Beschäftigt hat sich das Parlament  
auch mit dem Thema „Schönheitso-
perationen“. Nicht nur in Deutschland 
greift der Schönheitswahn mit all sei-
nen Begleiterscheinungen um sich. 
Der neuerliche Boom von Operationen 
am weiblichen Genital ist besorgnis-
erregend. Hier breitet sich nach Ge-
sicht, Busen, Po und Bauch eine ganz 
perfi de Form der Medikalisierung und 

SPD-Bundestagsabgeordnete und 
Mitglied im Ausschuss für Gesundheit, 

Mechthild Rawert
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Als zuständige Berichterstatterin der AG Gesundheit der SPD-Bundestagsfraktion 
hat Mechthild Rawert die Veranstaltungsreihe „Treffpunkt Bundestag: persönlich 
betroffen, politisch verantwortlich“ ins Leben gerufen. Ziel ist es, PraktikerInnen 
sowie ParlamentarierInnen für eine genderorientierte Gesundheitsforschung und 
-versorgung zu sensibilisieren. Bei der Auftaktveranstaltung im November 2007 
stand die Impfung gegen Gebärmutterhalskrebs auf dem Prüfstand. Im Juni 2008 
folgte ein Diskussionsforum zur gendersensiblen Arzneimittelforschung. Eine 
kritische Auseinandersetzung mit der „Volkskrankheit Depression“, von der vor 
allem Frauen betroffen sind, fand im Januar dieses Jahres statt.

Alle zwd-Berichte zur Veranstaltungsreihe „Treffpunkt Bundestag“ für Abonnen-
tinnen und Abonnenten zum Nachlesen unter www.gesundheit.zwd.info: 

 Volkskrankheit „Depression“ aus der Tabuzone holen
(erschienen im FGP Nr. 263)

 Arzneimittel: Geschlechtergerechte Versorgung auf dem Prüfstand
(erschienen im FGP Nr. 257)

 SPD-Gesundheitsexpertin fordert Debatte über HPV-Impfung 
(www.zwd.info, 16.11.2007)

Treffpunkt Bundestag
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Termine 

Sexualisierung von Mädchen- und 
Frauenkörpern aus. Mit dem Antrag 
„Missbräuche im Bereich der Schön-
heitsoperationen gezielt verhindern 
– Verbraucher umfassend schützen“ 
hat die SPD ihre Entschlossenheit im 
Kampf gegen den Schönheitswahn 
unterstrichen.

In Kürze wird ein Antrag der Ko-
alitionsfraktionen eingebracht, in 
dem Bundesregierung und Länder 
aufgefordert werden, Schritte zur 
Minimierung gesundheitlicher und 
psychischer Risiken solcher Eingriffe 
zu prüfen. Hier sind Regelungen zur 
besseren Beratung potenzieller Pati-
entInnen und Vorschriften für die Aus-
bildung von plastischen ChirurgInnen 
erforderlich. Geprüft werden sollte in 
den Bundesländern auch die Möglich-
keit einer Nachweispfl icht der Ärzte 
und Ärztinnen über einen umfassen-
den Haftpfl ichtversicherungsschutz, 
denn anders als bei Rechtsanwäl-
ten wird die Zulassung eines Arztes 
bislang nicht an den Nachweis einer 
Haftpfl ichtversicherung geknüpft.

Genitalverstümmelung: Druck 
auf afrikanische PartnerInnen
Auch die Bekämpfung der Genitalver-
stümmelung ist und bleibt ein Thema. 
Trotz einiger Erfolge in den vergan-
genen Jahren gibt es hier noch viel 
zu tun. Zwar wird dieses Verbrechen 
in den meisten Ländern Afrikas mitt-
lerweile per Gesetz geächtet. Die 
grausame Realität sieht aber leider 
oft noch anders aus. Hier müssen 
Deutschland und die Europäische 
Union noch mehr Druck auf die afri-
kanischen PartnerInnen ausüben.

Frauen sind die tragende, qua-
litätssichernde Säule unseres Ge-
sundheits- und Pfl egesystems. Bei-
de Systeme werden nur durch eine 
geschlechtergerechte Gesundheits- 
und Pfl egepolitik in Zukunft tragfähig 
sein.

 Die Autorin ist direkt gewählte SPD-
Bundestagsabgeordnete im Wahl-
kreis Berlin Tempelhof-Schöneberg 
und Mitglied des Gesundheitsaus-
schusses im Bundestag. Sie kandi-
diert erneut für den Bundestag.

23. – 25.04.2009,
Salzburg/Österreich
7. Österreichischer Kongress
„Krebs bei der Frau“
www.oeggg.at

24. – 25.04.2009, Köln
II. Kölner Brustkrebskongress
www.ago-online.org

24. – 25.04.2009,
St. Pölten/Österreich
Jahrestagung der
österreichischen Gesellschaft für
geschlechtsspezifi sche Medizin
www.gendermedizin.at

29.04. – 03.05.2009
Antalya/Türkei
VIII. Internationaler Deutsch Türki-
scher Gynäkologenkongress
www.tajev2009.org

06. – 09.05.2009, Berlin
24. Kongress der Deutschen
Gesellschaft für Perinatale
Medizin (DGPM)
www.dgpm-gnpi-2009.de

02. – 05.06.2009, Hamburg
14. Suchttherapietage
www.suchttherapietage.de

10. – 13.06.2009,
Wien/Österreich
Jahrestagung der Österr.
Gesellschaft für Gynäkologie und
Geburtshilfe und der Bayer. 
Gesellschaft für Geburtshilfe und 
Frauenheilkunde
www.oeggg.at

21. – 25. 06.20.09,
Göteborg/Schweden
19. Weltkongress für
Sexuelle Gesundheit
www.sexo-goteborg-2009.com

24. – 27.06.2009,
St. Gallen/Schweiz
Deutsch-Österreichisch-
Schweizerischer AIDS-Kongress
www.aids2009.ch 

Alle Termine auf einen Blick
unter www.gesundheit.zwd.info
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Die Gesellschaft Chancengleichheit e.V., 
ein Zusammenschluss von Persönlich-
keiten, die sich seit Jahren für die Chan-
cengleichheit im Bildungswesen und zwi-
schen den Geschlechtern engagieren, 
fördert die Durchführung einschlägiger 
Tagungen sowie die Verbreitung entspre-
chender Themen, u. a. in Beilagen der 
zwd-Magazine für Bildungspolitik und 
Frauenpolitik. Sie können solche Pro-
jekte durch eine steuerlich absetzbare 
Spende unterstützen und damit

 spezielle Themen sponsern, z.B.
o Gender/Frauen und Gesundheit
o Frauenarbeit in der 3. Welt

o Digitale Chancengleichheit

o Bildung im Alter (nach der Erwerbs-
   phase)

 Patenschaftsabonnements zeichnen.

Sie sind an einer Mitarbeit interessiert? 
Sie sind herzlich willkommen ! 

(Kontakt: Holger H. Lührig 01632487487)

Ich möchte die Gesellschaft Chancengleichheit e.V. unterstützen:

 Zur Unterstützung der thematischen Arbeit im Bereich

_______________________________________________________________________

spende ich einmalig einen Betrag in Höhe von  ______________ EUR
Spendenkonto: Sparkasse Bonn, Konto-Nr. 8551244, BLZ 38050000
Nach Eingang des Betrags auf das Konto der Gesellschaft Chancengleichheit e.V.
erhalte ich eine (steuerlich absetzbare) Spendenquittung 

Ich möchte ein Patenschafts-Abonnement für den zwd zeichnen:

 Ich spende hierzu einen Betrag von __________ EUR. Ab einer Spende in 
Höhe von 100 Euro gibt es vom Verlag ein Freiabo für das zwd-Magazin FRAUEN.
GESELLSCHAFT UND POLITIK mit dem Supplement FRAUEN.GESUNDHEIT & 
POLITIK (Dauer ein Jahr). Bezieher/in des Frei-Abos soll sein:

Name, Vorname  ________________________________________________________

Anschrift   ______________________________________________________________

E-Mail _________________________________________________________________

Ihre Anschrift:  

Name, Vorname, Anschrift   ______________________________________________

Telefon/Telefax/E-Mail  ___________________________________________________

Datum, Unterschrift  _____________________________________________________

Senden Sie diesen Coupon an: Gesellschaft Chancengleichheit e.V., Postfach 601661, 14416 Potsdam 
Fax 0331-7400758, Mail: info@chancengleichheit.de

Unterstützen Sie mit Ihrer Spende unsere Projekte
zur Bildungs- und Frauenpolitik !

An den zwd, Postfach 601661,14416 Potsdam

Ich bestelle ein Jahresabonnement für: 

  zwd Frauen. Gesellschaft und Politik + zwd Supplement Frau-
enGesundheit & Politik + Lizenz für die Nutzung der zwd-Portale 
www.frauen.zwd.info sowie www.gesundheit.zwd.info 

 Euro  14,- * pro Monat für Redaktionen, Institutionen

 Euro    8,- * pro Monat für privaten Bezug

 Euro    6,- * pro Monat für Studierende

 zwd Supplement FrauenGesundheit & Politik + die 
Lizenz für die Nutzung der zwd-Portale www.frauen.zwd.info 
sowie www.gesundheit.zwd.info 

  Euro    6,50 * pro Monat 

(* inkl. Mehrwertsteuer und anfallender Versandkosten)

BESTELLCOUPON
Name:        .....................................................................

Vorname:  .....................................................................

Straße:  .....................................................................

PLZ, Ort:  .....................................................................

Telefon:  .....................................................................

Telefax:  .....................................................................

E-Mail:  .....................................................................

Ort/Datum/Unterschrift: ......................................................... 
Ich kann die Bestellung innerhalb von 14 Tagen widerrufen.
 

2. Unterschrift  ...............................................................................  
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Die Rente ohne Abschlag ausschließ-
lich für besonders langjährige Versi-
cherte stelle eine unmittelbare Dis-
kriminierung der Frauen dar, betonte 
Ursula Rust, Professorin für Gender 
Law und Arbeitsrecht an der Uni-
versität Bremen. Sie empfahl, dass 
Frauen ab 65, die einen Rentenbe-
scheid mit Abschlag erhalten, sich 
in jedem Fall anwaltlich beraten las-
sen sollten. Diese Regelung grenze 
eine individuelle Gruppe aus, erläu-
terte Rust. Bisher habe der Europäi-
sche Gerichtshof in ähnlichen Fällen 
meistens entschieden, dass die aus-
geschlossene Gruppe so zu behan-
deln sei wie die begünstigte. 

Laut einer Studie der Deutschen 
Rentenversicherung aus dem Jahr 
2005 erreichen weniger als zehn Pro-
zent der berufstätigen Frauen die er-

zwd Berlin (jvo). Frauen zahlen selten über einen Zeitraum von 45 
Jahren in die gesetzliche Rentenversicherung ein. Entsprechend 
häufi g müssen sie mit einem Abschlag auf ihre Rente rechnen. Auf 
der Tagung des Deutschen Juristinnenbundes (djb) am 25. März 
in Berlin stand die „45er-Regelung“ im Kreuzfeuer der Kritik, da 
sie typische Männer-Erwerbsläufe begünstigt.

Konferenz „Ist Altersarmut unser (Frauen-)Schicksal?“

Rente mit Abschlag: Mittelbare 
Diskriminierung der Frauen

forderlichen 45 oder mehr Erwerbs-
jahre. Unter den Arbeitnehmerinnen 
in den alten Bundesländern sind es 
sogar nur drei Prozent. Demgegen-
über haben mehr als ein Viertel der 
männlichen Beschäftigten Anspruch 
auf eine Rente ohne Abschlag. 

Christel Riedel, Vorsitzende der djb-
Kommission „Recht der sozialen Si-

cherung“ warf dem Gesetzgeber vor, 
diese Diskriminierung bewusst in Kauf 
genommen zu haben. Auch das „Frie-
densangebot“ an Frauen – die Zehn-
Jahres-Regelung für Zeiten der Kin-
derbetreuung – habe nicht gegriffen. 
Die Berücksichtigung dieser Zeiten 
habe nur zu einer minimalen Verbes-
serung der Situation der Frauen ge-
führt.

Auch das Urteil der ver.di-Gewerk-
schafterin Judith Kerschbaumer fi el 
klar aus. Sie sprach von einer doppel-
ten Privilegierung. Von der 45er-Rege-
lung würden vor allem besser verdie-
nende Männer profi tieren, die ohne-
hin Anspruch auf überdurchschnitt-
lich hohe Renten hätten.  

Am Nachmittag debattierten die 
Teilnehmenden über alternative Ren-
tenmodelle, die für mehr Gerechtig-
keit sorgen könnten. Der Juristin-
nenbund verfolgt mit seinem Modell 
das Ziel, diskontinuierliche Erwerbs-
verläufe besser abzusichern und die 
Umverteilung innerhalb der gesetzli-
chen Rentenversicherung zugunsten 
von Frauen zu verstärken. Das Mo-
dell sieht nach 30 Beitragsjahren un-
abhängig vom individuellen Erwerbs-
einkommen einen bedarfsunabhän-
gigen Sockelbetrag  in Höhe von 300 
Euro für alle Versicherten vor. 

Die Referentinnen Ursula Rust und Christel 
Riedel mit djb-Präsidentin Jutta Wagner
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Schwan: Ich glaube, hier liegt 
wirklich mehr eine allgemein gesell-
schaftspolitische als eine geschlech-
terspezifi sche Frage vor. Weil Wissen 
heute so schnell veraltet, müssen die 
Menschen einerseits mehr Metho-
denwissen erwerben, also lernen, wie 
man lernt, und andererseits mehr Be-
reitschaft aufbringen, immer wieder 
neue Qualifi kationen zu erwerben. Bil-
dung in einem höheren Lebensalter 
ist also für alle wichtig – und kann üb-
rigens ganz zweckfrei auch einfach 
schön und befriedigend sein. Trotz-
dem muss man natürlich im Auge 
haben, dass sowohl die Bildungsver-
läufe wie die Berufswege von Frauen 
und Männern unterschiedlich sind. In-
sofern muss man auch beim lebens-

langen Lernen Angebote formulieren, 
welche die spezifi schen Interessen 
der jeweiligen Gruppen treffen. Ich 
weiß von vielen 
Frauen, die Hoch-
schulabsolven-
tinnen sind, dass 
sie gerne promo-
viert hätten, dies 
aber wegen der Kinderphase nicht 
verwirklicht haben. Vielleicht wäre es 
eine Idee, extra für diese Frauen eine 
Spät-Promotion einzuführen.

zwd: Welche Möglichkeiten hätten Sie 
als Bundespräsidentin, eine am Prin-
zip der Partnerschaft ausgerichtete 
Lebensgestaltung bei Männern und 
Frauen zu fördern?

Schwan: Hier sehe ich eine ganz 
Reihe von Möglichkeiten. Man kann 

Partnerschaftlichkeit propagieren, 
man kann sie auch vorleben. Und man 
kann Unternehmen und Institutionen 

auszeichnen, die 
diese Philosophie 
zur gelebten Praxis 
machen. Die Idee 
der Partnerschaft-
lichkeit bezieht sich 

für mich ja nicht nur auf Männer und 
Frauen. Sie ist auch mein Ideal dafür, 
wie Deutsche und Nicht-Deutsche, Ar-
beiter und Manager, Ärzte und Pati-
enten miteinander umgehen sollten. 
Partnerschaftlichkeit und Gemein-
samkeit sind die wichtigsten Begriffe 
in meinem Denken. Von daher würde 
ich als Bundespräsidentin natürlich al-
les tun, um diese Ideale nach vorne zu 
bringen. In diesem Sinne bin ich eine 
fl eißige Brückenbauerin. 

Interview mit Gesine Schwan
Fortsetzung von Seite 6

Alterssicherung

„Auch beim lebenslangen Lernen 
muss man Angebote formulieren, 

welche die spezifi schen Interessen 
von Frauen und Männern treffen.“
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Diskussionsrunde zur Europawahl 2009

Geschlechterparität in den EU-
Gremien als Herausforderung 

„Wir brauchen die Quote als Instru-
ment“, betonte die Europaabgeord-
nete Gebhardt in der vom Deutschen 
Frauenrat und der Europäischen 
Frauenlobby (EWL) veranstalteten 
Kandidatinnen-Runde. Im politischen 
Leben habe sie die Erfahrung ge-
macht, dass Frauen sehr  gute Ideen, 
Projekte und Konzepte hätten. Je-
doch könnten sie diese nur realisie-
ren, wenn sie selbst in den Gremien 
„an den Machthebeln“ sitzen. 
Aus Sicht der FDP sei es wichtig, 
dass die Zivilgesellschaft beteiligt 
werde, um die Gleichbehandlung der 
Frauen und eine paritätische Beset-
zung aller Ämter zu erreichen, ent-
gegnete dagegen Thein. Anstelle 
von gesetzlichen Regelungen und 
Quotierungen ginge es darum, „et-
was in den Köpfen der Menschen zu 
bewegen“. Hierbei sei das Engage-
ment von Verbänden und Vereinigun-
gen – beispielsweise des Deutschen 
Frauenrates – unerlässlich. 

„Zivilgesellschaft muss Druck 
ausüben“ 
Auch Ruth Firmenich, Kandidatin für 
die Bundesliste der Partei Die Linke 
zu den Europawahlen, hält es für 
wichtig, dass Frauenverbände am 
Gleichstellungsprozess in Europa 
beteiligt sind. Anders als die Kandi-
datin der FDP vertrat sie die Position, 
dass die Zivilgesellschaft Druck aus-
üben müsse, um gerade zu gesetzli-
chen Regelungen beim Antidiskrimi-
nierungsschutz, bei der paritätischen 
Gremienbesetzung, der Realisierung 
eines geschlechtergerechten Haus-
haltes und dem Ausbau des Schut-

zwd Berlin (tag). Mit konträren Positionen zur EU-Gleichstellungspo-
litik haben sich die Kandidatinnen für die Europaparlamentswahlen 
im Diskussionsforum „Frauen für Europa – Europa für Frauen!“ am 
6. April in Berlin präsentiert. Während Evelyne Gebhardt (SPD) für 
eine Quotenregelung plädierte, um die geschlechterparitätische Be-
setzung der EU-Gremien zu erreichen, sprach sich Alexandra Thein 
(FDP) für eine „Bügerbeteiligung von unten“ aus. 

zes vor Gewalt gegen Frauen zu ge-
langen. Die CDU-Kandidatin für das 
Europaparlament, Marion Berning, 
zeigte sich einer gesetzlichen Quo-
tenregelung nicht abgeneigt, da sich 
Frauen immer „noch ganz selten“ auf 
dem Listenplatz 1 befänden. Voraus-
setzung für eine gendergerechte Lis-
tenaufstellung ist aus Bernings Sicht 
aber, dass den Bürgerinnen und 
Bürger Europas vermittelt werde, 
wie wichtig das Europäische Parla-
ment ist. Schließlich ginge es darum, 
Frauen zu ermuntern, selbst politisch 
aktiv zu werden.

Die 50/50-Kampagne der EWL
– ein Schritt zum Ziel
Als aktiven Schritt zum Ziel der ge-
schlechterparitätischen Besetzung 
von Parlament und Kommission 
nannte EWL-Präsidentin Brigitte 
Triems die im vorigen Herbst gestar-
tete 50/50-Kampagne ihres aus über 
4.000 europäischen Frauenorganisa-
tionen bestehenden Dachverbandes. 
Frauen stellen mehr als die Hälfte der 
EU-Bevölkerung dar. Daher ist es laut 
Triems „nur angemessen“, wenn sie 
gleichberechtigt beteiligt vertreten 
sind. Derzeit liege der Frauenanteil 
unter den Parlamentsabgeordneten 
bei 30 Prozent, jedoch hätten Län-
der wie Malta oder Zypern überhaupt 
keine weiblichen Delegierten, so die 
EWL-Präsidentin. Ein Ungleichge-
wicht existiert auch in der EU-Kom-
mission, wo nur zehn der insgesamt 
27 Kommissarinnen und Kommis-
sare Frauen sind. 
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Evelyne Gebhardt, SPD
SPD, Listenplatz Nr. 2

Mitglied des Europäischen Par-
laments seit 1994. Vorsitzende 
des Beirats Europa der SPD 
Baden-Württemberg und stell-
vertretende Bundesvorsitzende 
der Arbeitsgemeinschaft Sozial-
demokratischer Frauen (ASF).

Marion Berning, CDU
Listenplatz Nr. 3 / Berlin* 

Stellvertretende Vorsitzende der 
CDU Berlin Steglitz-Zehlendorf 
und Mitglied der Bezirksverord-
netenversammlung von Steglitz-
Zehlendorf.
* Die Union hat keine bundesweite Liste zur 
Europawahl, sondern nur Länderlisten

Alexandra Thein, FDP
Listenplatz Nr. 11

Selbstständige Rechtsanwältin 
in Berlin. Seit 1990 in der FDP 
aktiv. Sie war u.a. langjährige 
Vorsitzende des Ortsverbandes 
Dahlem und Mitglied im Vor-
stand des Landesverbandes 
Berlin.

Ruth Firmenich, Die Linke
Listenplatz Nr. 13

Seit sechs Jahren parlamenta-
rische Assistentin im Europä-
ischen Parlament, derzeit bei  
Sahra Wagenknecht. Davor Re-
ferentin für Menschenrechte und 
Europa bei der PDS-Fraktion im 
Bundestag. 

Barbara Lochbihler, Grüne
Listenplatz Nr. 5

Bis zu ihrer Kandidatur für die 
Europawahl 2009 Generalsekre-
tärin der deutschen Sektion von 
Amnesty International. Von 1987 
bis 1991 Parlamentsreferentin 
der bayerischen Landtagsabge-
ordneten Eleonore Romberg.

Barbara Lochbihler, die als Grünen-
Kandidatin bei der Europawahl antritt, 
bekräftigte die Wichtigkeit der EWL-
Kampagne. Gleichzeitig beanstan-
dete sie, dass es in innerhalb der EU 
keine eigene Kommissarin für Frau-
enpolitik und Frauenrechte gibt. 

Um die Gleichstellung zwischen 
Frauen und Männern voranzutrei-
ben, rief sie zu einer zweigleisigen 
Strategie auf. Frauen müssten ers-
tens „querschnittsmäßig überall ge-
fördert werden“, denn die 50-Pro-
zentmarke in den EU-Gremien liege 
noch in weiter Ferne. Zweitens ginge 
es darum, eigene Institutionen auf-
zubauen.

Freier Dienstleistungsverkehr 
ohne Lohndumping
Politische Rezepte gegen Lohn-, So-
zial- und Verbraucherschutzdumping 
leitete Sozialdemokratin Gebhardt 
aus dem Europamanifest ihrer Partei 
ab. Darin wird neben einem  europä-
ischen Zukunftspakt für Arbeit auch 
die Forderung nach freiem Wissens-
verkehr als „fünfte Freiheit im euro-
päischen Binnenmarkt“ erhoben. Ge-
bhardt stellte sich zwar hinter den 
Vorschlag der EU-Kommission, dass 
Dienstleistungsbetriebe sich in der 
Gemeinschaft frei bewegen sollen – 
allerdings darf aus ihrer Sicht dabei 
nicht das Recht des Herkunftslandes 
ausschlaggebend sein, sondern nur 
dasjenige, in dem die Dienstleistung 
wirklich erbracht wird. 

„Freier Dienstleistungsverkehr 
nach dem Herkunftslandprinzip be-
deutet die Einführung eines Wettbe-
werbs zwischen den Sozialsystemen 
der Mitgliedstaaten“, so Gebhardt. 
Dies würde zu Lohndumping und 
letztendlich insbesondere zu einer 
Benachteiligung von Frauen führen, 
weil diese in der Regel die schlechte-
ren Positionen hätten. Gebhardt be-
tonte, dass die von ihrer Partei vor-
geschlagenen Regelungen nur dann 
Sinn machten, wenn gleichzeitig Min-
destlöhne in Deutschland eingeführt 
würden, gerade für Berufe wie Kran-
kenschwestern und Friseusen. 

Verminderung von 
Entgeltkluft und Armutsrisiko 
Beim Abbau der europaweiten Ent-
geltkluft zwischen Frauen und Män-
nern maß die Grünen-Kandidatin 
Lochbihler dem Gleichheitsgrund-
satz in der EU-Politik eine zentrale 
Bedeutung bei. Daneben müsse sich 
der politische Fokus auf die beson-
ders stark vom Armutsrisiko betroffe-
nen Frauen richten, beispielsweis auf 
Alleinerziehende und auf Frauen, die 
sich um die Pfl ege von Familienan-
gehörigen kümmern. „Wir benötigen 
individualisierte Rentenversicherun-
gen und soziale Sicherheitssysteme, 
die an der einzelnen Person ansetzen 
und nicht nur am Eheverbund“, for-
derte  Lochbihler. Als dritte grüne For-
derung nannte sie die Einführung „un-
terschiedlichster sicherer Mindestein-
kommen“.

„Für die Linke ist das wichtigste 
Gleichstellungsthema, zu erreichen, 
dass Frauen in der Lage sind von ih-
rer Arbeit so zu leben und so abzusi-
chern wie Männer das können“, be-
tonte Linkspolitikerin Firmenich. Ge-
nau wie ihre Vorrednerinnen Gebhardt 
und Lochbihler sprach sie  sich für ei-
nen gesetzlichen Mindestlohn aus. 

Gewalt gegen Frauen – auch 
ein strukturelles Problem  
Parteiübergreifend nannten die Kandi-
datinnen „Gewalt gegen Frauen“ als 
große politische Herausforderung in 
der EU. Lochbihler wies darauf hin, 
dass illegalisierten Frauen und Mig-
rantinnen in der EU nicht nur häusli-
che Gewalt sondern auch strukturelle 
Gewalt erlitten, weil sie keine Doku-
mente hätten. Sie seien häufi g „ent-
würdigenden Arbeitsverhältnissen“ 
ausgesetzt. Deswegen müsse bei 
der Suche nach politischen Lösun-
gen nicht nur auf das familiäre Um-
feld geschaut werden, sondern auch 
auf strukturelle Veränderungen. Auch 
Christdemokratin Berning, die an der 
Rixdorfschule in Neukölln tätig war, 
will sich bei einer Wahl ins Europa-
parlament dem Thema „Gewalt ge-
gen Frauen“ schwerpunktmäßig wid-
men. 

Fortsetzung von Seite 16
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Auf der gemeinsamen Veranstaltung 
von dbb beamtenbund und tarifunion, 
Europa-Union Deutschland und der Ver-
tretung der Europäischen Kommission 
in Deutschland herrschte Uneinigkeit 
über die Wege, wie die ge-
meinsame Zukunftsaufgabe 
aller Europäer und Europäe-
rinnen bewältigt werden soll. 
Der Vorsitzende des dbb, Pe-
ter Heesen, zeigte sich über-
zeugt, dass bei der Durchset-
zung von Chancengleichheit 
gemeinsam auf europäischer 
Ebene mehr erreicht werden 
könne als im rein nationa-
len Maßstab. Deutschland 
sei zwar bei der Umsetzung 
des 2006 in Kraft getretenen Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) 
gut vorangekommen. Es bleibe aber – 
insbesondere bei der Gleichstellung von 
Mann und Frau – noch viel zu tun. 

Deutschland nicht immer 
mit Vorreiterrolle
Der Parlamentarische Staatsse-
kretär im Bundesfamilienministerium 
(BMFSFJ), Hermann Kues, lobte die Ein-
führung des Elterngeldes als „richtigen 
und wichtigen Schritt“ auf dem Weg zur 
Beseitigung von Entgeltunterschieden 
zwischen den Geschlechtern und somit 

auch zur tatsächlichen Gleichstellung. 
Dies habe die Bundesrepublik Deutsch-
land ohne Vorgaben aus Brüssel umge-
setzt, mithin sei die Gleichstellungspoli-
tik in Deutschland weiter als die Vorga-

ben der EU. Dies sah der 
Generaldirektor der EU-
Kommission für Beschäf-
tigung, soziale Angele-
genheiten und Chancen-
gleichheit, Nikolaus van 
der Pas, in seinem Vortrag 
zum Thema „Chancen-
gleichheit – schneller ans 
Ziel mit Europa“ anders. 
Zwar leiste Deutschland 
mit Projekten wie dem El-
terngeld Beispielhaftes, in 

anderen Bereichen seien viele Mitglieds-
staaten jedoch deutlich weiter. Laut van 
der Pas sind zudem fehlende Kinderbe-
treuungseinrichtungen nur ein Grund 
für ungleiche Einkommen zwischen 
den Geschlechtern. Denn bei fehlenden 
Aufstiegsmöglichkeiten, der „echten“ 
Lohndiskriminierung und den berufs-
bedingten Stereotypen müssten eben-
falls deutliche Veränderungen her. Als 
positives Beispiel wurde das norwegi-
sche Modell mit mindestens 40 Prozent 
Frauen und Männern in Aufsichtsräten 
angeführt. Van der Pas wies außerdem 
darauf hin, dass die Kommission einen 

Vorschlag zur Erweiterung der Antidis-
kriminierungsrichtlinie gemacht hatte, 
den einige wenige Länder – darunter 
Deutschland – allerdings ablehnten.

In der Podiumsdiskussion sprachen 
sich vor allem die Kandidatin der FDP 
für das Europäische Parlament, Ale-
xandra Thein, und Peter Clever, Mit-
glied der Hauptgeschäftsführung der 
Bundesvereinigung der deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA), gegen eu-
ropäische Richtlinien in Bezug auf An-
tidiskriminierung aus. Beide argumen-
tierten, dass mit Zwang keine Bewusst-
seinsänderung zu bewirken sei. Dem wi-
dersprach Astrid Hollmann, Mitglied der 
dbb-Bundesleitung. Erst durch gesetzli-
che Vorgaben hätten Frauen die Chance 
erhalten, sich in weiten Feldern der Ge-
sellschaft beweisen zu können. Die in 
der Podiumsdiskussion aufgeworfene 
Frage nach dem wirtschaftlichen Mehr-
wert von Gleichstellung kritisierte van 
der Pas als eine „viel zu eingeschränkte 
Sichtweise“, denn es ginge um nicht we-
niger als um Menschenrechte.

Handlungsbedarf beim 
öffentlichen Dienst 
Abschließend bleibt festzustellen, dass 
auch im öffentlichen Dienst in Zeiten von 
freiwilligen Absichtserklärungen wenig 
verändert wurde. Erst durch verbindli-
che Richtlinien und Zielvorgaben konn-
ten – insbesondere bei der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie – Erfolge auf 
dem Weg zur Chancengleichheit zwi-
schen Männern und Frauen erzielt wer-
den. Die europäischen Richtlinien und 
Urteile des EuGH waren dabei wichtiger 
Antrieb und Motor einer Entwicklung, 
die noch lange nicht als erfolgreich ab-
geschlossen gelten kann.

Gastbeitrag

Chancengleichheit in Europa bleibt 
gemeinsame Zukunftsaufgabe
(zwd). Über Chancen und Risiken nationalstaatlicher wie gesamteu-
ropäischer Gleichstellungspolitik diskutierten Fachleute aus Politik 
und Verbänden auf dem 8. Europäischen Abend „Chancengleichheit 
–  schneller ans Ziel mit Europa?“ am 16. März in Berlin. 

v. li.: Nikolaus van der Pas im Gespräch mit Moderator Andreas Ulrich sowie Astrid Hollmann und Alexandra Thein
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Kirsten Lühmann, stellvertretende 
dbb-Bundesvorsitzende
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Termine

22.04.09, Berlin
Fachtagung der Humboldt-Universität „Entgeltgleich-
heit herstellen – Strategien, Instrumente, gute Bei-
spiele“
www.genderkompetenz.info

22.04.09, Berlin
Diskussion zum Thema Unternehmen Vereinbarkeit: 
Reif für die neuen Väter?“, Friedrich-Ebert-Stiftung
http://www.fes.de

25.04.09, Hannover
Kongress „WoMenPower“
http://www.hannovermesse.de/womenpower

27.04.09 – 28.04.09, Hannover
Tagung der Evangelischen Akademie Loccum 
„Gleichberechtigung und kulturelle Vielfalt –
Gleichstellung und Integration von Frauen und Mäd-
chen mit Migrationshintergrund“
http://www.loccum.de

29.04.09, Berlin
Tagung der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technolo-
gie und Frauen zum Thema „Beziehungsweisen: Ge-
schlechterverhältnisse im Wandel“
http://www.gleichstellung-weiter-denken.de

07.05.09, Berlin
Fachtagung Amadeu Antonio Stiftung und Bündnis 
90/DIE GRÜNEN Landesverband Berlin 
„Frauen und Rechtsextremismus“
http://www.amadeu-antonio-stiftung.de/aktuelles/ta-
gung-frauen-u-rex

zwd Berlin (jz). Die 36-jährige Maike Ebling wird ver-
giftet im Berliner Tiergarten aufgefunden. Die Ermittlun-
gen von Hauptkommissarin Inge Nowak führen nach 
Granada: Wurde die Ökolo-
gin zur Bedrohung für einen 
profi tsüchtigen Solarzellen-
hersteller in der Sierra Ne-
vada, ist der Täter unter ih-
ren ehemaligen Studenten 
zu suchen oder hatte ihre 
andalusische Geliebte ein 
Motiv, sie umzubringen? 

Inge Nowaks erster Fall 
konfrontiert sie nicht nur mit 
der erschütternden Vergan-
genheit des Opfers, sondern 
verändert auch ihr eigenes 
Leben: Auf den Spuren der 
Toten verliebt sich die Kom-
missarin Hals über Kopf. 

Corinna Waffender erzählt in ihrem ersten Kriminalro-
man „Tod durch Erinnern“ von Schuld und Vergebung, 
von Verantwortung und Kontrollverlust, von Rache und 
Leidenschaft. Gewohnt stilsicher verbindet die Autorin 
dabei spannende Unterhaltung mit anspruchsvoller Li-
teratur. Seit 2001 lebt Corinna Waffender als Schriftstel-
lerin in Berlin. Die Preisträgerin des Autorinnenforums 
Rheinsberg (2000) veröffentlicht seit 1985 Prosa und Ly-
rik in zahlreichen Anthologien verschiedener deutsch-
sprachiger Verlage.

Literatur-Tipp
Tod im Tiergarten

Corinna Waffender (Hg.): Tod durch Erinnern. Kriminal-
roman. Querverlag 2009. 12,90 Euro, 271 Seiten, 
ISBN: 978-3-89656-166-4.

zwd Berlin (jz). Heli Ihlefeld begann ihre 
Karriere als politische Journalistin in den 
Gründungsjahren der Bun-
desrepublik. Sie interviewte 
Politgrößen wie Konrad Ade-
nauer, Ludwig Erhard, Carlo 
Schmid, Gustav Heinemann, 
Walter Scheel, Willy Brandt 
und Helmut Schmidt, die 
sie auch auf Auslandsreisen 
und Wahlkampftourneen be-
gleitete. In der Wahlinitiative 
von Günter Grass warb sie 
für einen Bundeskanzler Willy Brandt 
mit dem sie mehr als nur eine Freund-

schaft verband. Das Geheimnis um ihre 
Beziehung wurde erst 2004 gelüftet, nun 

nimmt Heli Ihlefeld selbst erst-
mals Stellung. 
Die Wahl von Annemarie Ren-
ger zur Bundestagspräsidentin 
wurde zum Schlüsselerlebnis 
für die Journalistin. Zwar sei die 
erste Frau in dieses Amt ein his-
torisches Ereignis gewesen, al-
lerdings „bekam Renger in ihrer 
ersten Zeit eine ganz schlechte 
Presse“, schreibt Ihlefeld. Ihr Är-

ger über die Missgunst und Häme führte 
letztendlich zum Wechsel von den Print-

medien in die Politik. Als Pressespreche-
rin der Bundestagspräsidentin machte 
sie die Frauenpolitik zu ihrem Thema. 
Danach kämpfte sie als Gleichstellungs-
beauftragte der Deutschen Telekom für 
eine Unternehmenskultur auf Augen-
höhe. Sachlich und zugleich persönlich 
schildert Heli Ihlefeld ihr Leben – die 
Geschichte einer mutigen Frau, welche  
sich in einer Männerwelt zu behaupten 
wusste.
Heli Ihlefeld (Hg.): Auf Augenhöhe. 
Eine Auto-Biographie im Spiegel der 
deutschen Politik. HERBiG Verlag 2008. 
19,90 Euro, ISBN: 978-3-7766-2555-4. 

Autobiografi e von Heli Ihlefeld

Berufl iche Erfüllung im Kampf für Gleichstellung
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Impressum

Die aktuellen Zahlen der Einkommensunterschiede und 
der Frauen in Führungspositionen zeigten, dass wirkliche 
Gleichstellung von Männern und Frauen noch weit entfernt 
liege, betonte Käßmann auf der Tagung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland 
(EKD)„Zukunftsprojekt 
oder Luxus?“ am 20. und 
21. März in Hannover. 
Als Beispiel nannte sie 
die Kirchenkonferenz der 
EKD, in der von über 70 
Teilnehmenden nur acht 
Frauen seien.

Auf der Konferenz gin-
gen die Teilnehmenden 
der Frage nach, ob in Zei-
ten von Relevanzverlust 
und Finanzkrise der Kir-
chen der Anspruch der 
Geschlechtergerechtig-
keit in Vergessenheit ge-
rät.

Frauen nur zu einem 
Drittel im Pfarrdienst 
Auch die Verteilung in Teil-
zeit- und Vollzeitstellen sowie die Gehaltsunterschiede zwi-
schen Frauen und Männern in Deutschland ließen sich teil-
weise auf die evangelische Kirche übertragen. Eine Befra-
gung innerhalb der niedersächsischen Landeskirche habe 

2004 gezeigt, dass rund 86 Prozent aller Pastoren eine Voll-
zeitstelle besetzten, aber nur knapp 64 Prozent aller Pasto-
rinnen. Zudem sei nur knapp ein Drittel der im Pfarrdienst 
Arbeitenden weiblich.

Synodenbeschlüsse von Bad Krozingen und 
Leipzig als „Meilensteine“
Käßmann forderte, die „innerkirchlichen Strukturen an die 
Lebenswelt der Frauen und Männer anzupassen“. Die Bi-
schöfi n erinnerte an die Synodenbeschlüsse von Bad Kro-
zingen 1989 und Leipzig 1990. Sie seien „ein Meilenstein“ 

gewesen. Vor zwanzig Jah-
ren hatten sich Vertreterin-
nen und Vertreter der evan-
gelischen Kirche auf Zielset-
zungen im Sinne der Gleich-
stellung von Männern und 
Frauen in der Kirche geei-
nigt. Besonders umstritten 
war der Quotenbeschluss, 
betonte Käßmann. Die Kir-
che hatte sich damals zum 
Ziel gesetzt, innerhalb von 
zehn Jahren eine Quote 
von 40 Prozent Frauen in 
Leitung und Organen der 
Kirche zu erreichen. Daran 
möchte die Landesbischö-
fi n angeknüpft wissen.
In der abschließenden Po-
diumsdiskussion forderte 
Brunhilde Raiser, Vorsit-
zende der Evangelischen 

Frauen in Deutschland und ehemalige Vorsitzende des 
Deutschen Frauenrates, verbindliche Maßnahmen. Das 
Thema Geschlechtergerechtigkeit dürfe kein „marginaler 
Gesichtspunkt“ sein, betonte Raiser. 

Bischöfi n Margot Käßmann

„Innerkirchliche Strukturen 
an Lebenswelten anpassen“
zwd Hannover (hö). Auch zwanzig Jahre nach 
wegweisenden Gleichstellungsbeschlüssen ist 
in der evangelischen Kirche Geschlechterge-
rechtigkeit noch nicht erreicht. Nach den Wor-
ten der niedersächsischen Landesbischöfi n Mar-
got Käßmann ist die Kirche immer noch „patri-
archal geprägt“. 

Die niedersächsische Landesbischöfi n Margot Käßmann auf der 
Tagung „Zukunftsprojekt oder Luxus?“ in Hannover.

Fo
to

: J
os

uw
ei

t –
 E

fi D


